
Gesetzliche Grundlagen 

BGG § 9 Recht auf Verwendung von Gebärdensprache 
und anderen Kommunikationshilfen 
(1) Hör- oder sprachbehinderte Menschen haben nach Maßgabe der 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 das Recht, mit Trägern öffentlicher 
Gewalt im Sinne des § 7 Abs. 1 Satz 1 in Deutscher Gebärdensprache, mit 
lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete 
Kommunikationshilfen zu kommunizieren, soweit dies zur Wahrnehmung 
eigener Rechte im Verwaltungsverfahren erforderlich ist. Die Träger 
öffentlicher Gewalt haben dafür auf Wunsch der Berechtigten im 
notwendigen Umfang die Übersetzung durch Gebärdensprachdolmetscher 
oder die Verständigung mit anderen geeigneten Kommunikationshilfen 
sicherzustellen und die notwendigen Aufwendungen zu tragen. 

(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales bestimmt durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 

1. Anlass und Umfang des Anspruchs auf Bereitstellung eines 
Gebärdensprachdolmetschers oder anderer geeigneter 
Kommunikationshilfen, 

2. Art und Weise der Bereitstellung von Gebärdensprachdolmetschern 
oder anderen geeigneten Hilfen für die Kommunikation zwischen hör- 
oder sprachbehinderten Menschen und den Trägern öffentlicher Gewalt, 

3. die Grundsätze für eine angemessene Vergütung oder eine 
Erstattung von notwendigen Aufwendungen für die Dolmetscherdienste 
oder den Einsatz anderer geeigneter Kommunikationshilfen und 

4. welche Kommunikationsformen als andere geeignete 
Kommunikationshilfen im Sinne des Absatzes 1 anzusehen sind. 

§ 17 SGB I Ausführung der Sozialleistungen 
(1) Die Leistungsträger sind verpflichtet, darauf hinzuwirken, daß 

1. jeder Berechtigte die ihm zustehenden Sozialleistungen in 
zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhält, 

2. die zur Ausführung von Sozialleistungen erforderlichen sozialen 
Dienste und Einrichtungen rechtzeitig und ausreichend zur Verfügung 
stehen, 

3. der Zugang zu den Sozialleistungen möglichst einfach gestaltet wird, 
insbesondere durch Verwendung allgemein verständlicher 
Antragsvordrucke und 

4. ihre Verwaltungs- und Dienstgebäude frei von Zugangs- und 
Kommunikationsbarrieren sind und Sozialleistungen in barrierefreien 
Räumen und Anlagen ausgeführt werden. 



(2) Hörbehinderte Menschen haben das Recht, bei der Ausführung von 
Sozialleistungen, insbesondere auch bei ärztlichen Untersuchungen und 
Behandlungen, Gebärdensprache zu verwenden. Die für die Sozialleistung 
zuständigen Leistungsträger sind verpflichtet, die durch die Verwendung 
der Gebärdensprache und anderer Kommunikationshilfen entstehenden 
Kosten zu tragen; § 19 Abs. 2 Satz 4 des Zehnten Buches gilt 
entsprechend. 

(3) In der Zusammenarbeit mit gemeinnützigen und freien Einrichtungen 
und Organisationen wirken die Leistungsträger darauf hin, daß sich ihre 
Tätigkeit und die der genannten Einrichtungen und Organisationen zum 
Wohl der Leistungsempfänger wirksam ergänzen. Sie haben dabei deren 
Selbständigkeit in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben zu 
achten. Die Nachprüfung zweckentsprechender Verwendung bei der 
Inanspruchnahme öffentlicher Mittel bleibt unberührt. Im übrigen ergibt 
sich ihr Verhältnis zueinander aus den besonderen Teilen dieses 
Gesetzbuchs; § 97 Abs. 1 Satz 1 bis 4 und Abs. 2 des Zehnten Buches 
findet keine Anwendung. 

SGB V § 2a 
Leistungen an behinderte und chronisch kranke 
Menschen 

Den besonderen Belangen behinderter und chronisch kranker Menschen 
ist Rechnung zu tragen. 

SGB XII § 53 Leistungsberechtigte und Aufgabe 
(1) Personen, die durch eine Behinderung im Sinne von § 2 Abs. 1 Satz 1 
des Neunten Buches wesentlich in ihrer Fähigkeit, an der Gesellschaft 
teilzuhaben, eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen 
Behinderung bedroht sind, erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe, 
wenn und solange nach der Besonderheit des Einzelfalles, insbesondere 
nach Art oder Schwere der Behinderung, Aussicht besteht, dass die 
Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Personen mit einer 
anderen körperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung können 
Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten. 

(2) Von einer Behinderung bedroht sind Personen, bei denen der Eintritt 
der Behinderung nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahrscheinlichkeit 
zu erwarten ist. Dies gilt für Personen, für die vorbeugende 
Gesundheitshilfe und Hilfe bei Krankheit nach den §§ 47 und 48 
erforderlich ist, nur, wenn auch bei Durchführung dieser Leistungen eine 
Behinderung einzutreten droht. 

(3) Besondere Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine drohende 
Behinderung zu verhüten oder eine Behinderung oder deren Folgen zu 



beseitigen oder zu mildern und die behinderten Menschen in die 
Gesellschaft einzugliedern. Hierzu gehört insbesondere, den behinderten 
Menschen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu ermöglichen 
oder zu erleichtern, ihnen die Ausübung eines angemessenen Berufs oder 
einer sonstigen angemessenen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie so weit 
wie möglich unabhängig von Pflege zu machen. 

(4) Für die Leistungen zur Teilhabe gelten die Vorschriften des Neunten 
Buches, soweit sich aus diesem Buch und den auf Grund dieses Buches 
erlassenen Rechtsverordnungen nichts Abweichendes ergibt. Die 
Zuständigkeit und die Voraussetzungen für die Leistungen zur Teilhabe 
richten sich nach diesem Buch. 

 


